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Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsinspektionsgesetz 1993, das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz 
und das Bauarbeitenkoordinationsgesetz geändert werden (Arbeitnehmerschutz-Reformgesetz – 
ANS-RG) 

 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

 

Artikel I 

Änderung des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993 

Das Arbeitsinspektionsgesetz 1993 – ArbIG, BGBl. Nr. 27, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 
136/2001, wird geändert wie folgt: 

1. In § 4 Abs. 6 lautet der letzte Satz: 

Auf Verlangen hat sich das Arbeitsinspektionsorgan mit Dienstausweis der Arbeitsinspektion 
auszuweisen, der vom zuständigen Bundesminister auszustellen ist. 

 

2. In § 4 Abs. 7 entfällt der dritte Satz und der zweite Satz lautet: 

Auf Verlangen des Arbeitsinspektionsorgans sind sie verpflichtet, entweder selbst an der Be-
sichtigung teilzunehmen oder eine ausreichend informierte Person zu beauftragen, ihn/sie bei 
der Besichtigung zu vertreten. 

 

3. § 5 Abs. 6 entfällt. 

 

4. § 7 Abs. 3 entfällt. 

 

5. In § 7 Abs. 4 erster Satz wird der Ausdruck „Abs. 1 und 3“ durch den Ausdruck „Abs. 1“ er-
setzt. 

 

6. In § 9 Abs. 2 wird die Wortfolge „innerhalb der festgelegten Frist“ ersetzt durch die Wortfolge 
„innerhalb der vom Arbeitsinspektorat festgelegten oder erstreckten Frist“. 

 

7. Nach § 9 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt: 



(3a) Werden Übertretungen von arbeitsstättenbezogenen Arbeitnehmerschutzvorschriften 
oder behördlichen Verfügungen festgestellt, die sich auf geringfügigste Abweichungen 
von technischen Maßen (wie Raumhöhe, lichte Höhe, Lichteintrittsflächen usw.) bezie-
hen, hat das Arbeitsinspektorat gemäß § 21 Abs. 2 VStG von der Erstattung einer An-
zeige abzusehen. 

 

8. In § 9 Abs. 4 zweiter Satz wird nach der Wortfolge „Ablichtung der Anzeige ist“ die Wortfolge 
„dem Arbeitgeber/der Arbeitgeberin und“ eingefügt. 

 

9. In § 10 Abs. 1 zweiter Satz wird nach der Wortfolge „Ablichtung des Antrages ist“ die Wortfol-
ge „dem Arbeitgeber/der Arbeitgeberin und“ eingefügt. 

 

10. In § 10 Abs. 7 entfällt der letzte Satz. 

 

11. § 15 Abs. 3 entfällt. 

 

12. Der Überschrift von § 18 wird die Wortfolge „und Ankündigung von Amtshandlungen“ ange-
fügt; § 18 Abs. 2 lautet: 

(2) Ob Amtshandlungen gemäß §§ 4 und 5 angekündigt werden, steht im Ermessen der Ar-
beitsinspektionsorgane. Dabei ist auf Erfolg und Zweck der Amtshandlung sowie nach 
Möglichkeit auch auf betriebliche Erfordernisse Bedacht zu nehmen. Unangemeldet 
müssen Kontrollen jedoch jedenfalls dann erfolgen, wenn Verdacht auf Gefahr für Leben 
oder Gesundheit der Arbeitnehmer/innen oder auf schwerwiegende Übertretungen vor-
liegt. § 4 Abs. 1 bleibt unberührt. 

 

13. Nach § 18 wird folgender § 18a eingefügt, der samt Überschrift lautet:  

Gemeinsame Besichtigungen 

§18a. Das Arbeitsinspektorat hat der zuständigen gesetzlichen Interessenvertretung der Ar-
beitgeber Gelegenheit zu geben, an Besichtigungen teilzunehmen, die gemäß § 5 Abs. 
1 Z 1 des Arbeiterkammergesetzes 1992 – AKG, BGBl. Nr. 626/1991, mit der zuständi-
gen Arbeiterkammer durchgeführt werden. Erfolgt auf Grund einer Besichtigung nach § 
5 Abs. 1 Z 1 AKG, an der auch die zuständige gesetzliche Interessenvertretung der Ar-
beitgeber teilgenommen hat, eine Strafanzeige nach § 9 Abs. 2 oder 3, hat das Arbeits-
inspektorat eine Ablichtung dieser Strafanzeige auch der zuständigen gesetzlichen In-
teressenvertretung der Arbeitgeber zu übermitteln. 

 

14. § 20 Abs. 4 lautet: 

(4) Die Arbeitsinspektorate sind berechtigt, die zuständigen Behörden zu verständigen, 
wenn sie im Rahmen ihrer Tätigkeit zu dem begründeten Verdacht gelangen, dass eine 
Übertretung von Vorschriften des Arbeits- oder Sozialversicherungsrechts, des Gewer-
be-, Mineralrohstoff-, Elektrotechnik- oder Kesselrechts, des Gesundheits- oder Umwelt-
schutzrechts oder des Schieß- und Sprengmittelrechts vorliegt. Bei begründetem Ver-
dacht, dass in der Betriebsstätte bereitgestelltes Trinkwasser oder an die Arbeitneh-
mer/innen verabreichte Lebensmittel die Gesundheit gefährden, hat das Arbeitsinspekto-
rat Anzeige an die zuständige Behörde zu erstatten. 

 

15. In § 20 Abs. 5 wird die Wortfolge „dem Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie und, 
soweit es sich um sehr giftige, giftige oder mindergiftige Stoffe, handelt, dem Bundesminister 



für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz“ ersetzt durch die Wortfolge“ dem für Angele-
genheiten des Verkehrs mit den betreffenden gefährlichen Arbeitsstoffen zuständigen Bun-
desminister. 

 

16. § 24 Abs. 1 Z 1 lit. c lautet: 

c) entgegen § 4 Abs. 7 auf Verlangen des Arbeitsinspektionsorgans weder selbst an der 
Besichtigung teilnimmt noch eine ausreichend informierte Person damit beauftragt, 
ihn/sie bei der Besichtigung zu vertreten oder nicht dafür sorgt, dass die mit seiner/ihrer 
Vertretung beauftragte Person an der Besichtigung teilnimmt oder Arbeitsinspektionsor-
ganen die erforderlichen Auskünfte erteilt sowie Einsicht in die Unterlagen gewährt; 

 

17. In § 24 Abs. 1 Z 2 entfällt lit. b. 

 

18. Dem § 24 wird nach Abs. 3 folgender Abs. 4 angefügt: 

(4) Wurden Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1, 2 und 3 nicht im Inland begangen, gel-
ten sie als an jenem Ort begangen, an dem sie festgestellt wurden. 

 

19. Dem § 25 wird nach Abs. 3 folgender Abs. 4 angefügt: 

(4) Es treten 1. mit Ablauf des 31. Dezember 2001 außer Kraft: §§ 5 Abs. 6, 7 Abs. 3, 15 
Abs. 3 und 24 Abs. 1 Z 2 lit. b in der Fassung BGBl. I Nr. 38/1999, 2. mit 1. Jänner 2002 
in Kraft: §§ 4 Abs. 6 und 7, 7 Abs. 4, 9 Abs. 2, 3a und 4, 10 Abs. 1 und 7, die Überschrift 
von § 18 sowie §§ 18 Abs. 2, 18a, 20 Abs. 4 und 5 sowie 24 Abs. 1 Z 1 lit. c und Abs. 4 
in der Fassung BGBl. I Nr. 159/2001. 

 

20. In § 27 entfällt die Z 1 und wird in Z 2 und 3 jeweils die Wortfolge „Arbeit und Soziales“ ersetzt 
durch die Wortfolge „Wirtschaft und Arbeit“. 

 

Artikel II 

Änderung des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes 

Das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz – ASchG , BGBl. Nr. 450/1994, zuletzt geändert durch BGBl. 
I Nr. 136/2001, wird geändert wie folgt: 

 

1. Das Inhaltsverzeichnis zum 7. Abschnitt lautet: 

7. Abschnitt: 

Präventivdienste 

§ 73. Bestellung von Sicherheitsfachkräften 

§ 74. Fachkenntnisse der Sicherheitsfachkräfte 

§ 75. Sicherheitstechnische Zentren 

§ 76. Aufgaben, Information und Beiziehung der Sicherheitsfachkräfte 

§ 77. Tätigkeiten der Sicherheitsfachkräfte 

§ 77a. Begehungen in Arbeitsstätten mit bis zu 50 Arbeitnehmern 

§ 78. Sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung in Arbeitsstätten mit bis zu 
50 Arbeitnehmern 



§ 78a. Präventionszentren der Unfallversicherungsträger 

§ 78b. Unternehmermodell 

§ 79. Bestellung von Arbeitsmedizinern 

§ 80. Arbeitsmedizinische Zentren 

§ 81. Aufgaben, Information und Beiziehung der Arbeitsmediziner 

§ 82. Tätigkeiten der Arbeitsmediziner 

§ 82a. Präventionszeit 

§ 82b. Sonstige Fachleute 

§ 83. Gemeinsame Bestimmungen 

§ 84. Aufzeichnungen und Berichte 

§ 85. Zusammenarbeit 

§ 86. Meldung von Missständen 

§ 87. Abberufung 

§ 88. Arbeitsschutzausschuss 

§ 88a. Zentraler Arbeitsschutzausschuss 

§ 89. Zentren der Unfallversicherungsträger 

§ 90. Verordnungen über Präventivdienste“ 

 

2. In § 2 Abs. 8 erster Satz wird die Wortfolge „erprobt oder erwiesen“ durch die Wortfolge „er-
probt und erwiesen“ ersetzt. 

 

3. In § 4 Abs. 2 lautet der erste Satz: 

Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren sind auch besonders gefährdete oder 
schutzbedürftige Arbeitnehmer sowie die Eignung der Arbeitnehmer im Hinblick auf Konstituti-
on, Körperkräfte, Alter und Qualifikation (§ 6 Abs. 1) zu berücksichtigen. 

 

4. § 8 Abs. 2 Z 3 und 4 lauten: 

3. die für die betriebsfremden Arbeitnehmer wegen Gefahren in der Arbeitsstätte erforderli-
chen Schutzmaßnahmen im Einvernehmen mit deren Arbeitgebern festzulegen und 4. 
für deren Durchführung zu sorgen, ausgenommen die Beaufsichtigung der betriebs-
fremden Personen. 

 

5. § 8 Abs. 5 lautet: 

(5) Durch Abs. 2 bis 4 wird die Verantwortlichkeit der einzelnen Arbeitgeber für die Einhal-
tung der Arbeitnehmerschutzvorschriften für ihre Arbeitnehmer nicht eingeschränkt und 
deren Verantwortung für betriebsfremde Arbeitnehmer nur insoweit ausgeweitet, als sich 
dies ausdrücklich aus Abs. 2 bis 4 ergibt. 

 

6. § 10 Abs. 2 Z 2 entfällt. 

 

7. § 10 Abs. 2 Z 3 lautet: 



3. Die Bestellung bedarf der Zustimmung der zuständigen Belegschaftsorgane. Dies gilt 
auch dann, wenn ein Betriebsratsmitglied die Aufgaben einer Sicherheitsvertrauensper-
son übernimmt. 

 

8. § 14 Abs. 2 erster Satz entfällt. 

 

9. § 14 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

Die Unterweisung ist erforderlichenfalls in regelmäßigen Abständen zu wiederholen, jedenfalls 
dann, wenn dies gemäß § 4 Abs. 3 als Maßnahme zur Gefahrenverhütung oder in einer Ver-
ordnung zu diesem Bundesgesetz festgelegt ist. 

 

10. In § 15 Abs. 3 wird der Begriff „Schutzvorrichtungen“ jeweils durch den Begriff „Schutzeinrich-
tungen“ ersetzt. 

 

10a.§ 30 Abs. 2 lautet: 

(2) Wenn aus betrieblichen Gründen Raucher und Nichtraucher gemeinsam in einem Büro-
raum oder einem vergleichbaren Arbeitsraum arbeiten müssen, der nur durch Betriebs-
angehörige genutzt wird, ist das Rauchen am Arbeitsplatz verboten. 

 

11. In § 31 Abs. 1 erster Satz wird das Zitat „des Schiffahrtsgesetzes 1990, BGBl. Nr. 87/1989,“ 
ersetzt durch das Zitat „Schifffahrtsgesetzes, BGBl. I Nr. 62/1997“. 

 

12. In § 35 Abs. 1 Z 3 und 4 sowie in Abs. 5 erster Satz wird der Begriff „Schutz- und Sicherheits-
vorrichtungen“ und in Abs. 1 Z 5 wird der Begriff „Sicherheits- und Schutzvorrichtungen“ je-
weils durch den Begriff „Schutz- und Sicherheitseinrichtungen“ ersetzt. 

 

13. In § 35 Abs. 2 und Abs. 4 Z 2 und 3 sowie in § 37 Abs. 5 erster Satz wird der Begriff „Risiko-
analyse“ jeweils durch den Begriff „Gefahrenanalyse“ ersetzt. 

 

14. In § 40 Abs. 3 wird in Z 1 der Ausdruck „mindergiftige“ durch den Ausdruck „gesundheits-
schädliche (mindergiftige)“ ersetzt, wird weiters die Wortfolge „oder chronisch schädigende“ 
ersetzt durch „fortpflanzungsgefährdende oder sensibilisierende“ und entfällt in Z 2 die Wort-
folge „ , fortpflanzungsgefährdende, sensibilisierende,“ sowie das Wort „infektiöse“. 

 

15. In § 40 Abs. 4 wird im zweiten Satz die Wortfolge „den von ihnen ausgehenden Risiken“ er-
setzt durch die Wortfolge „dem von ihnen ausgehenden Infektionsrisiko“. 

 

16. In § 40 Abs. 5 wird das Zitat „des Chemikaliengesetzes in der Fassung BGBl. Nr. 326/1987“ 
ersetzt durch das Zitat „des Chemikaliengesetzes 1996, BGBl. I Nr. 53/1997“. 

 

17. In § 40 Abs. 6 entfallen die Z 1, 2 und 5. 

 

18. § 41 Abs. 4 Z 1 und 2 lauten: 



1. Sofern ein erworbener Arbeitsstoff nach dem Chemikaliengesetz 1996, dem Pflanzen-
schutzmittelgesetz 1997, BGBl. I Nr. 60/1997, dem Abfallwirtschaftsgesetz (AWG), 
BGBl. Nr. 325/1990, oder dem Biozid-Produkte-Gesetz (BiozidG), BGBl. I Nr. 105/2000, 
gekennzeichnet oder deklariert ist, können Arbeitgeber, die über keine anderen Er-
kenntnisse verfügen, davon ausgehen, dass die Angaben dieser Kennzeichnung zutref-
fend und vollständig sind. 

2. Ist ein erworbener Arbeitsstoff nicht nach Z 1 gekennzeichnet oder deklariert, können 
Arbeitgeber, die über keine anderen Erkenntnisse verfügen, davon ausgehen, dass der 
Arbeitsstoff keiner Kennzeichnungspflicht nach den in Z 1 genannten Bundesgesetzen 
unterliegt.“ 

 

19. In § 53 Abs. 9 wird das Zitat „§ 186 Z 4 ASVG“ ersetzt durch das Zitat „§ 186 Abs. 1 Z 4 
ASVG“. 

 

20. § 58 Abs. 3 entfällt. 

 

21. In § 62 Abs. 5 zweiter Satz entfällt nach dem Wort „Taucherarbeiten“ die Wortfolge „Arbeiten 
in Druckluft,“. 

 

22. In § 62 Abs. 6 wird der Ausdruck „BGBl. I Nr. 36/1999“ durch den Ausdruck „BGBl. I Nr. 
38/1999“ ersetzt. 

 

23. In § 63 Abs. 3 zweiter Satz wird das Zitat „§ 6 des Waffengesetzes 1986, BGBl. Nr. 443“ durch 
„§ 8 des Waffengesetzes 1996, BGBl. I Nr. 12/1997“ ersetzt. 

 

24. § 68 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt: „ 

 Auf die in § 67 Abs. 5 Z 1 und 2 angeführten Fahrer- und Bedienungsstände von Fahrzeugen 
und Datenverarbeitungsanlagen an Bord eines Verkehrsmittels ist Abs. 3 Z 1 nur anzuwen-
den, soweit die Art oder Zweckbestimmung der Einrichtung oder die Art der Arbeitsvorgänge 
dem nicht entgegenstehen. 

 

25. In § 73 Abs. 1 erster Satz wird nach dem Wort „Sicherheitsfachkräfte“ der Klammerausdruck 
„(Fachkräfte für Arbeitssicherheit)“ eingefügt. 

 

26. § 77 samt Überschrift lautet: 

Tätigkeiten der Sicherheitsfachkräfte 

§ 77. In die Präventionszeit der Sicherheitsfachkräfte darf nur die für folgende Tätigkeiten auf-
gewendete Zeit eingerechnet werden: 

1. die Beratung und Unterstützung des Arbeitgebers in Angelegenheiten gemäß § 76 
Abs. 3, 

2. die Beratung der Arbeitnehmer, der Sicherheitsvertrauenspersonen und der Beleg-
schaftsorgane in Angelegenheiten der Arbeitssicherheit und der menschengerech-
ten Arbeitsgestaltung, 

3. die Besichtigung der Arbeitsstätten, Baustellen und auswärtigen Arbeitsstellen so-
wie die Teilnahme an Besichtigungen durch das Arbeitsinspektorat, 



4. die Ermittlung und Untersuchung der Ursachen von Arbeitsunfällen und arbeitsbe-
dingten Erkrankungen sowie die Auswertung dieser Ermittlungen und Untersuchun-
gen, 

4a. die Überprüfung und Anpassung der nach den Arbeitnehmerschutzvorschriften er-
forderlichen Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und der festgelegten Maß-
nahmen samt Anpassung der Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente, 

5. die Weiterbildung bis zum Höchstausmaß von 15% der für sie festgelegten jährli-
chen Präventionszeit, 

6. die Tätigkeit im Rahmen des Arbeitsschutzausschusses und des zentralen Arbeits-
schutzausschusses, 

7. die Dokumentation der Tätigkeit und der Ergebnisse von Untersuchungen sowie die 
Erstellung von Berichten und Programmen auf dem Gebiet der Arbeitssicherheit und 
der Arbeitsgestaltung und 

8. die Koordination der Tätigkeit mehrerer Sicherheitsfachkräfte.“ 

 

27. § 77a Abs. 2 zweiter Satz lautet: 

 Diese Begehungen haben sich auf die Aufgaben der Präventivfachkräfte gemäß § 76 Abs. 1 
und 3 und § 81 Abs. 1 und 3 in der Arbeitsstätte, einschließlich aller dazugehörigen Baustellen 
und auswärtigen Arbeitsstellen, zu beziehen: 

 

28. In § 77a Abs. 7 werden die Worte „geschützte Werkstätten“ durch die Worte „integrative Be-
triebe“ ersetzt. 

 

29. In § 78 Abs. 3 zweiter Satz wird der Ausdruck „§ 130 Abs. 1 lit. 27b“ durch den Ausdruck „§ 
130 Abs. 1 Z 27b“ ersetzt. 

 

30. In § 78a Abs. 2 letzter Satz wird der Ausdruck „§ 82 Abs. 2“ durch den Ausdruck „§ 81 Abs. 2“ 
ersetzt. 

 

31. In § 78a Abs. 2 wird nach dem letzten Satz folgender Satz angefügt: 

 Das Präventionszentrum hat das zuständige Arbeitsinspektorat spätestens binnen zwei Wo-
chen von jeder erfolgten Ablehnung der Betreuung einer Arbeitsstätte unter Bekanntgabe von 
Namen oder sonstiger Bezeichnung des Arbeitgebers sowie Anschrift der Arbeitsstätte zu ver-
ständigen. 

 

32. § 78a Abs. 7 und 8 lauten: 

(7) Der zuständige Träger der Unfallversicherung ist verpflichtet, dem Bundesministerium 
für Wirtschaft und Arbeit und dem Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Tech-
nologie mindestens einmal jährlich oder auf Verlangen folgende Daten der von ihm er-
fassten Arbeitsstätten mit bis zu 50 Arbeitnehmern, für die ein Präventionszentrum in 
Anspruch genommen wird, zu übermitteln, soweit diese Arbeitsstätten in deren jeweili-
gen Zuständigkeitsbereich fallen: 

1. Namen oder sonstige Bezeichnung der Arbeitgeber, 

2. Wirtschaftszweigklassifikationen gemäß ÖNACE 1995, 

3. Anschriften der Arbeitsstätten und 

4. Angabe des Datums von Besichtigungen der Arbeitsstätten. 



(8) Des Weiteren hat der zuständige Träger der Unfallversicherung dem Bundesministerium 
für Wirtschaft und Arbeit und dem Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Tech-
nologie unter Berücksichtigung des jeweiligen Zuständigkeitsbereiches einmal jährlich 
oder auf Verlangen Namen und Anschriften jener externen Präventivfachkräfte und si-
cherheitstechnischen und arbeitsmedizinischen Zentren, die mit der Durchführung von 
Betreuungsleistungen gemäß Abs. 1 beauftragt wurden, zu übermitteln. 

 

33. § 79 Abs. 2 und 3 lautet: 

(2) Als Arbeitsmediziner dürfen nur Personen bestellt werden, die zur selbständigen Aus-
übung des ärztlichen Berufes im Sinne des Ärztegesetzes 1998, BGBl. I Nr. 169/1998, 
berechtigt sind und eine vom Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen 
anerkannte arbeitsmedizinische Ausbildung gemäß § 38 des Ärztegesetzes 1998 absol-
viert haben. 

(3) Die Bestimmungen des Ärztegesetzes 1998 bleiben unberührt.“ 

 

34. § 81 Abs. 3 Z 1 lautet: 

1. in allen Fragen der Erhaltung und Förderung der Gesundheit am Arbeitsplatz und der 
Verhinderung arbeitsbedingter Erkrankungen,“. 

 

35. § 82 samt Überschrift lautet: 

 Tätigkeiten der Arbeitsmediziner 

§ 82. In die Präventionszeit der Arbeitsmediziner darf nur die für folgende Tätigkeiten auf-
gewendete Zeit eingerechnet werden: 

1. die Beratung und Unterstützung des Arbeitgebers in den Angelegenheiten gemäß § 
81 Abs. 3, 

2. die Beratung der Arbeitnehmer, der Sicherheitsvertrauenspersonen und der Beleg-
schaftsorgane in Angelegenheiten des Gesundheitsschutzes, der auf die Arbeitsbe-
dingungen bezogenen Gesundheitsförderung und der menschengerechten Arbeits-
gestaltung, 

3. die Besichtigung der Arbeitsstätten, Baustellen und auswärtigen Arbeitsstellen so-
wie die Teilnahme an Besichtigungen durch das Arbeitsinspektorat, 

4. die Ermittlung und Untersuchung der Ursachen von arbeitsbedingten Erkrankungen 
und Gesundheitsgefahren sowie die Auswertung dieser Ermittlungen und Untersu-
chungen, 

 4a. die Überprüfung und Anpassung der nach den Arbeitnehmerschutzvorschriften er-
forderlichen Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und der festgelegten Maß-
nahmen samt Anpassung der Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente, 

 5. die arbeitsmedizinische Untersuchung von Arbeitnehmern bis zum Höchstausmaß 
von 20% der für sie festgelegten jährlichen Präventionszeit, 

6. die Durchführung von Schutzimpfungen, die mit der Tätigkeit der Arbeitnehmer im 
Zusammenhang stehen, 

7. die Weiterbildung bis zum Höchstausmaß von 15% der für sie festgelegten jährli-
chen Präventionszeit, 

8. die Tätigkeit im Rahmen des Arbeitsschutzausschusses und des zentralen Arbeits-
schutzausschusses, 



9. die Dokumentation der Tätigkeit und der Ergebnisse von Untersuchungen sowie die 
Erstellung von Berichten und Programmen auf dem Gebiet des Gesundheitsschut-
zes und der Gesundheitsförderung und 

10. die Koordination der Tätigkeit mehrerer Arbeitsmediziner. 

 

36. Nach § 82 werden folgende § 82a und § 82b samt Überschrift eingefügt: 

 Präventionszeit 

§ 82a. 

(1) Sofern § 77a nicht anderes bestimmt, sind Sicherheitsfachkräfte und Arbeitsmediziner 
mindestens im Ausmaß der im Folgenden für sie festgelegten Präventionszeit zu be-
schäftigen. 

(2) Die Präventionszeit pro Kalenderjahr beträgt 

1. für Arbeitnehmer an Büroarbeitsplätzen sowie an Arbeitsplätzen mit Büroarbeits-
plätzen vergleichbaren Gefährdungen und Belastungen (geringe körperliche Bela-
stung): 1,2 Stunden pro Arbeitnehmer, 

2. für Arbeitnehmer an sonstigen Arbeitsplätzen: 1,5 Stunden pro Arbeitnehmer. 

 Bei der Berechnung der jährlichen Präventionszeit für die jeweilige Arbeitsstätte sind 
Teile von Stunden unterhalb von 0,5 auf ganze Stunden abzurunden und ab 0,5 auf 
ganze Stunden aufzurunden. Eine Neuberechnung der jährlichen Präventionszeit im lau-
fenden Kalenderjahr hat erst bei Änderungen der der Berechnung zugrunde gelegten 
Arbeitnehmerzahl um mehr als 5 vH zu erfolgen. 

(3) Für jeden Arbeitnehmer, der mindestens 50-mal im Kalenderjahr Nachtarbeit im Sinne 
des Art. VII Abs. 1 des Nachtschwerarbeitsgesetzes, BGBl. I Nr. 354/1998, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 181/1999 leistet, erhöht sich die jährliche Präven-
tionszeit um je 0,5 Stunden pro Kalenderjahr. 

(4) Das Ausmaß der Präventionszeit pro Kalenderjahr richtet sich nach der Anzahl der Ar-
beitnehmer, die in einer Arbeitsstätte von einem Arbeitgeber beschäftigt werden. Die auf 
Baustellen und auswärtigen Arbeitsstellen beschäftigten Arbeitnehmer sind einzurech-
nen. Dies gilt nicht für Arbeitnehmer auf Baustellen, für die eine gesonderte, diesem 
Bundesgesetz entsprechende Präventivdienstbetreuung eingerichtet ist. Teilzeitbeschäf-
tigte Arbeitnehmer sind entsprechend dem Umfang ihrer Beschäftigung anteilsmäßig 
einzurechnen. In Arbeitsstätten mit saisonal bedingt wechselnder Arbeitnehmerzahl rich-
tet sich die jährliche Präventionszeit nach der vorhersehbaren durchschnittlichen Arbeit-
nehmerzahl pro Jahr. 

(5) Der Arbeitgeber hat pro Kalenderjahr die Sicherheitsfachkräfte im Ausmaß von minde-
stens 40 vH und die Arbeitsmediziner im Ausmaß von mindestens 35 vH der gemäß 
Abs. 2 und 3 ermittelten Präventionszeit zu beschäftigen. Zumindest im Ausmaß der 
restlichen 25 vH der jährlichen Präventionszeit hat der Arbeitgeber je nach der in der Ar-
beitsstätte gegebenen Gefährdungs- und Belastungssituation gemäß § 76 Abs. 3 bzw. § 
81 Abs. 3 beizuziehende sonstige geeignete Fachleute, wie Chemiker, Toxikologen, 
Ergonomen, insbesondere jedoch Arbeitspsychologen, oder die Sicherheitsfachkräfte 
und/oder die Arbeitsmediziner zu beschäftigen. 

(6) Die Präventionszeit der Sicherheitsfachkräfte sowie die Präventionszeit der Arbeitsme-
diziner ist unter Berücksichtigung der betrieblichen Verhältnisse auf das Kalenderjahr 
aufzuteilen. Jeder Teil muss jeweils mindestens zwei Stunden betragen. 

(7) Die Präventionszeit der Sicherheitsfachkräfte kann auf mehrere Sicherheitsfachkräfte, 
die Präventionszeit der Arbeitsmediziner kann auf mehrere Arbeitsmediziner aufgeteilt 
werden, wenn dies aus organisatorischen oder fachlichen Gründen zweckmäßig ist. 



Sonstige Fachleute 

§ 82b. 

(1) Der Arbeitgeber hat den in der Präventionszeit beschäftigten sonstigen Fachleuten alle 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen und Unterlagen zur Verfügung 
zu stellen. Die sonstigen Fachleute sind bei Anwendung ihrer Fachkunde weisungsfrei. 

(2) Die Präventivfachkräfte, Belegschaftsorgane und sonstige Fachleute haben zusammen-
zuarbeiten.  

(3) § 84 Abs. 1 gilt. Die sonstigen Fachleute haben, sofern ihre Beschäftigung innerhalb der 
Präventionszeit ein Kalenderjahr nicht überschreitet, nach Beendigung ihrer Tätigkeit, 
ansonsten jährlich, dem Arbeitgeber einen zusammenfassenden Bericht über ihre Tätig-
keit samt Vorschlägen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen vorzulegen, der auch 
eine systematische Darstellung der Auswirkungen ihrer Tätigkeit zu enthalten hat. § 84 
Abs. 3 zweiter bis vierter Satz gilt. 

(4) Besteht in der Arbeitsstätte ein Arbeitsschutzausschuss (§ 88) und findet eine Sitzung 
des Ausschusses während der Beschäftigung sonstiger Fachleute innerhalb der Präven-
tionszeit statt, sind sie der Sitzung beizuziehen und hat die Tagesordnung dieser Sit-
zung die Behandlung ihrer Berichte vorzusehen. § 84 Abs. 2 zweiter Satz gilt. 

 

37. § 83 Abs. 3 entfällt. 

 

38. In § 83 Abs. 4 entfällt der zweite und dritte Satz. 

 

39. § 84 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

 Nach Beendigung ihrer Tätigkeit haben Präventivfachkräfte diese Unterlagen sowie Berichte 
gemäß Abs. 2 und 3 an ihre Nachfolger im Betrieb zu übergeben. 

 

40. § 84 Abs. 2 zweiter Satz lautet: 

 Sind sie an der Teilnahme verhindert, so haben sie dem Arbeitsschutzausschuss einen schrift-
lichen Bericht über ihre Tätigkeit samt Vorschlägen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
zu übermitteln, der auch eine systematische Darstellung der Auswirkungen ihrer Tätigkeit zu 
enthalten hat. 

 

41. In § 84 Abs. 3 erster Satz wird am Ende der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: „der auch eine systematische Darstellung der Auswirkungen ihrer Tätigkeit 
zu enthalten hat.“ 

 

42. In § 84 Abs. 4 Z 3 wird der Ausdruck „Einsatzzeit“ durch den Ausdruck „Präventionszeit“ er-
setzt. 

 

43. § 88 samt Überschrift lautet: 

 Arbeitsschutzausschuss 

§ 88.  

(1) Arbeitgeber sind verpflichtet, für Arbeitsstätten, in denen sie regelmäßig mindestens 100 
Arbeitnehmer beschäftigen, einen Arbeitsschutzausschuss einzurichten. Diese Verpflich-
tung gilt für Arbeitsstätten, in denen mindestens drei Viertel der Arbeitsplätze Büroar-
beitsplätze oder Arbeitsplätze mit Büroarbeitsplätzen vergleichbaren Gefährdungen und 



Belastungen sind, erst ab der regelmäßigen Beschäftigung von mindestens 250 Arbeit-
nehmern. Die auf Baustellen oder auswärtigen Arbeitsstellen beschäftigten Arbeitneh-
mer sind einzurechnen. 

(2) Der Arbeitsschutzausschuss hat die Aufgabe, die gegenseitige Information, den Erfah-
rungsaustausch und die Koordination der betrieblichen Arbeitsschutzeinrichtungen zu 
gewährleisten und auf eine Verbesserung der Sicherheit, des Gesundheitsschutzes und 
der Arbeitsbedingungen hinzuwirken. Der Arbeitsschutzausschuss hat sämtliche Anlie-
gen der Sicherheit, des Gesundheitsschutzes, der auf die Arbeitsbedingungen bezoge-
nen Gesundheitsförderung und der menschengerechten Arbeitsgestaltung zu beraten. 
Im Arbeitsschutzausschuss sind insbesondere die Berichte und Vorschläge der Sicher-
heitsvertrauenspersonen, der Sicherheitsfachkräfte und der Arbeitsmediziner zu erör-
tern. Der Arbeitsschutzausschuss hat die innerbetriebliche Zusammenarbeit in allen 
Fragen von Sicherheit und Gesundheitsschutz zu fördern und Grundsätze für die inner-
betriebliche Weiterentwicklung des ArbeitnehmerInnenschutzes zu erarbeiten. 

(3) Dem Ausschuss gehören als Mitglieder an: 

1. Der Arbeitgeber oder die von ihm mit seiner Vertretung beauftragte Person; 

2. die für die Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvorschriften in der Arbeitsstätte be-
stellten verantwortlichen Beauftragten; 

3. die Sicherheitsfachkraft oder, wenn mehrere Sicherheitsfachkräfte für die Arbeits-
stätte bestellt sind, deren Leiter; 

4. der Arbeitsmediziner oder, wenn mehrere Arbeitsmediziner für die Arbeitsstätte be-
stellt sind, deren Leiter oder sein Vertreter; 

5. die Sicherheitsvertrauenspersonen; 

6. je ein Vertreter der zuständigen Belegschaftsorgane. 

(4) Den Vorsitz im Arbeitsschutzausschuss führt der Arbeitgeber oder eine von ihm beauf-
tragte Person. 

(5) Der Arbeitgeber oder die von ihm beauftragte Person hat den Arbeitsschutzausschuss 
nach Erfordernis, mindestens aber zweimal pro Kalenderjahr, einzuberufen. Eine Einbe-
rufung hat jedenfalls zu erfolgen, wenn es die besonderen Verhältnisse auf dem Gebiet 
des Arbeitnehmerschutzes im Betrieb erfordern oder wenn ein Drittel der Mitglieder des 
Arbeitsschutzausschusses eine Einberufung verlangt. Die Einladung zu den Sitzungen 
des Arbeitsschutzausschusses ist mindestens drei Wochen vor dem Sitzungstermin ab-
zusenden und hat zu enthalten: 

1. Ort und Zeit der Sitzung; 

2. die Tagesordnung, die jedenfalls Berichte der Sicherheitsvertrauenspersonen und 
der Präventivfachkräfte vorzusehen hat; 

3. die Unterlagen zu den Beratungsgegenständen. 

(6) Der Vorsitzende kann den Sitzungen des Arbeitsschutzausschusses von sich aus oder 
auf Empfehlung von Mitgliedern des Ausschusses Sachverständige, sonstige Personen 
mit Aufgaben auf dem Gebiet des Arbeitnehmer- oder Umweltschutzes sowie das zu-
ständige Arbeitsinspektorat beiziehen. 

(7) Über jede Sitzung des Arbeitsschutzausschusses ist ein Ergebnisprotokoll anzufertigen. 
Das Ergebnisprotokoll hat zu enthalten: 

1. Ort, Datum und Dauer der Sitzung; 

2. die Beratungsgegenstände; 

3. die Namen der Anwesenden; 



4. eine Zusammenfassung der von einzelnen Teilnehmern zu den Beratungsgegen-
ständen vertretenen Standpunkte und Vorschläge, die auch allenfalls abweichende 
Standpunkte und Vorschläge zu enthalten hat. 

(8) Das Ergebnisprotokoll ist vom Vorsitzenden zu unterschreiben. Waren die Präventiv-
fachkräfte oder die vom Arbeitgeber gemäß § 82b Abs. 4 der Sitzung beizuziehenden 
sonstigen Fachleute verhindert, an der Sitzung des Ausschusses teilzunehmen, sind 
dem Protokoll deren schriftliche Berichte anzuschließen. Eine Ausfertigung des Ergeb-
nisprotokolls ist an alle Mitglieder des Arbeitsschutzausschusses zu versenden. Das Er-
gebnisprotokoll ist dem zuständigen Arbeitsinspektorat auf Verlangen vorzulegen. 

 

44. Nach § 88 wird § 88a eingefügt, der samt Überschrift lautet: 

 Zentraler Arbeitsschutzausschuss 

 § 88a. 

(1) Betreibt ein Arbeitgeber mehrere Arbeitsstätten, in denen ein Arbeitsschutzausschuss 
einzurichten ist, ist er verpflichtet, am Unternehmenssitz einen zentralen Arbeitsschutz-
ausschuss einzurichten. § 88 Abs. 2 gilt. Darüber hinaus hat der zentrale Arbeitsschutz-
ausschuss auch Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes in Bezug auf jene 
Arbeitsstätten des Arbeitgebers zu beraten, für die kein eigener Arbeitsschutzausschuss 
einzurichten ist. 

(2) Dem zentralen Arbeitsschutzausschuss gehören als Mitglieder an: 

1. Der Arbeitgeber oder die von ihm beauftragte Person sowie höchstens zwei weitere 
Vertreter des Arbeitgebers; 

2. drei Vertreter der auf der Ebene des zentralen Arbeitsschutzausschusses zuständi-
gen Belegschaftsorgane; 

3. je drei von jedem lokalen Arbeitsschutzausschuss entsandte Mitglieder, und zwar je 
eine Sicherheitsvertrauensperson, eine Sicherheitsfachkraft und ein Arbeitsmedizi-
ner. 

(3) Ergibt die nach Abs. 2 ermittelte Zahl der Mitglieder des zentralen Arbeitsschutz-
ausschusses eine höhere Zahl als zwanzig, so gehören dem zentralen Arbeitsschutz-
ausschuss als Mitglieder an: 

1. Der Arbeitgeber oder die von ihm beauftragte Person sowie ein weiterer Vertreter 
des Arbeitgebers; 

2. drei Vertreter der auf der Ebene des zentralen Arbeitschutzausschusses zuständi-
gen Belegschaftsorgane; 

3. insgesamt 15 von den lokalen Arbeitsschutzausschüssen entsandte Mitglieder, und 
zwar je fünf Mitglieder aus dem Kreis der Sicherheitsvertrauenspersonen, der Si-
cherheitsfachkräfte und der Arbeitsmediziner. 

(4) Wenn es der Beratungsgegenstand erfordert, können den Sitzungen vom Vorsitzenden 
auch Personen aus jenen Arbeitsstätten, für die kein eigener Arbeitsschutzausschuss 
einzurichten ist, beigezogen werden. 

(5) Die Sitzungen des zentralen Arbeitsschutzausschusses sind vom Arbeitgeber oder einer 
von ihm beauftragten Person nach Erfordernis, mindestens jedoch einmal jährlich einzu-
berufen. § 88 Abs. 5 zweiter Satz ist anzuwenden. 

(6) Die Einladung zu den Sitzungen ist mindestens vier Wochen vor dem Sitzungstermin 
abzusenden und hat zu enthalten:  

1. Ort und Zeit der Sitzung; 

2. die Tagesordnung, die jedenfalls Berichte der Vertreter der lokalen Arbeitsschutz-
ausschüsse vorzusehen hat; 



3. die Unterlagen zu den Beratungsgegenständen. 

 

(7) § 88 Abs. 6 und Abs. 7 sowie Abs. 8 erster, dritter und vierter Satz sind anzuwenden. 

 

45. § 90 Abs. 1 Z 4 und 5 sowie Abs. 2, 3 und 4 entfallen. 

 

46. § 93 Abs. 1 Z 5 lautet: 

5. bewilligungspflichtige Schifffahrtsanlagen im Sinne des § 47 und bewilligungspflichtige 
sonstige Anlagen im Sinne des § 66 des Schifffahrtsgesetzes, BGBl. I Nr. 62/1997, 

 

47. In § 93 Abs. 1 wird am Ende der Z 8 der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 9 
angefügt: 

9. genehmigungspflichtige Betriebsanlagen und Verbrauchslager im Sinne des Schieß- 
und Sprengmittelgesetzes, BGBl. Nr. 196/1935. 

 

48. § 93 Abs. 3 lautet: 

(3) Abs. 2 gilt auch für die Genehmigung einer Änderung oder einer Sanierung von in Abs. 1 
angeführten Anlagen. Änderungen, die nach den in Abs. 1 angeführten Rechtsvorschrif-
ten keiner Genehmigung bedürfen, der Behörde nach diesen Vorschriften jedoch anzu-
zeigen sind, dürfen von der Behörde nur dann mit Bescheid zur Kenntnis genommen 
werden, wenn zu erwarten ist, dass sich die Änderung auch nicht nachteilig auf Sicher-
heit und Gesundheit der Arbeitnehmer auswirkt.“ 

 

49. In § 94 Abs. 1 Z 4 wird das Zitat „Schiffahrtsgesetz 1990, BGBl. Nr. 87/1989“ durch das Zitat 
„Schifffahrtsgesetz“ ersetzt. 

 

50. In § 94 Abs. 1 wird am Ende der Z 7 der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und werden fol-
gende Ziffern 8 und 9 angefügt: 

8. Genehmigung von Räumen von Fahrschulen nach dem Kraftfahrgesetz 1967, BGBl. Nr. 
267/1967, 

9. Genehmigung von Gasleitungsanlagen nach dem Gaswirtschaftsgesetz – GWG, BGBl. I 
Nr. 121/2000. 

 

51. In § 95 Abs. 3 wird im ersten Satz vor dem Wort „Antrag“ das Wort „begründeten“ eingefügt 
und entfällt die Z 1. 

 

52. § 95 Abs. 6 lautet: 

(6) Sofern dies im Sinne der Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis zweckmäßig ist, 
können Ausnahmen nach Abs. 3 auch auf Antrag einer vom Arbeitgeber verschiedenen 
Person zugelassen werden, wie insbesondere des Genehmigungswerbers in Verfahren 
nach § 93 Abs. 1 und 3 und § 94 Abs. 1 oder des Inhabers oder Betreibers einer mehre-
re Arbeitsstätten umfassenden Gesamtanlage. 

 

53. Dem § 95 Abs. 7 wird folgender Satz angefügt: 



 Wird eine Ausnahmegenehmigung in Bezug auf mehrere identische Arbeitsstätten eines Ar-
beitgebers oder für mehrere identische Arbeitsmittel, die in verschiedenen Arbeitsstätten eines 
Arbeitgebers verwendet werden sollen, beantragt, für deren Erteilung vollkommen identische 
Voraussetzungen vorliegen, so ist für das Verfahren die für den Unternehmenssitz des Arbeit-
gebers zuständige Behörde zuständig. 

 

54. § 98 samt Überschrift lautet:  

 Sonstige Meldepflichten 

 § 98. 

(1) Arbeitgeber sind verpflichtet, dem Arbeitsinspektorat tödliche und schwere Arbeitsunfälle 
unverzüglich zu melden, sofern nicht eine Meldung an die Sicherheitsbehörden erfolgt. 

(2) Arbeitgeber sind verpflichtet, gefährliche Ereignisse gemäß § 97 des Mineralrohstoffge-
setzes, die sich in Bergbaubetrieben (§ 108 MinroG) ereignen, unverzüglich dem Arbeit-
sinspektorat zu melden. 

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, dem zuständigen Arbeitsinspektorat Arbeiten, die mit einer 
besonderen Gefahr für die damit beschäftigten Arbeitnehmer verbunden sind, zu mel-
den, sofern dies in einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz festgelegt ist. 

 

55. § 99 Abs. 2 lautet: 

(2) Über Berufungen gegen die nach diesem Bundesgesetz erlassenen Bescheide des Ar-
beitsinspektorates entscheidet der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit. 

 

56. In § 99 Abs. 3 Z 2 wird der Ausdruck „Z 2 bis 8“ durch den Ausdruck „Z 2 bis 9“ ersetzt. 

 

57. § 99 Abs. 3 Z 6 lautet: 

6. bei der Telekom Austria AG, der Österreichischen Post AG und den Fernmeldebehörden 
der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie, 

 

58. In § 101 Abs. 1 Z 3 entfällt die Wortfolge „sowie die Meldepflicht nach § 98,“. 

 

59. § 101 Abs. 1 Z 4 lautet: 

4. Arbeiten im Sinne des § 98 Abs. 3 sowie den Inhalt der Meldung. 

 

60. §§ 103 und 104 entfallen. 

 

61. In § 105 entfallen in Abs. 1 die Wortfolge „elektrischen Anlagen, Arbeitsmitteln und“ und Abs. 
2. 

 

62. § 106 Abs. 3 lautet: 

(3) Die nachstehend angeführten Bestimmungen der Allgemeinen Arbeitnehmerschutzver-
ordnung (AAV) gelten bis zum In-Kraft-Treten einer Verordnung nach diesem Bundes-
gesetz, die den entsprechenden Gegenstand regelt, als Bundesgesetz: 

1. Für Fußböden in Betriebsräumen gilt § 6 Abs. 4 erster und zweiter Satz sowie Abs. 
5, für Wände und Decken in Betriebsräumen § 7 Abs. 4, für die Beheizung von Ar-



beitsräumen und von brand- oder explosionsgefährdeten Räumen § 14 Abs. 2 und 
3. 

2. Für Ausgänge und Verkehrswege in Arbeitsstätten gelten § 22 Abs. 5 und § 26 Abs. 
10. 

3. Für Schutzmaßnahmen gegen Absturz in Betriebsräumen gilt § 18 Abs. 6 erster 
Satz. 

4. Für Lagerungen in Arbeitsstätten gilt § 64 Abs. 1 dritter Satz, Abs. 4 zweiter Satz, 
Abs. 5 zweiter und dritter Satz, Abs. 6 sowie Abs. 8 zweiter und dritter Satz. 

 

63. § 106 Abs. 4, 5, 6 und 7 entfällt. 

 

64. § 107 Abs. 1 lautet: 

(1) Bis zum In-Kraft-Treten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die den entspre-
chenden Gegenstand regelt, gelten die §§ 74, 75, 76 Abs. 6 und 8 sowie § 81 Abs. 2 
letzter Satz und Abs. 8 AAV als Bundesgesetz.  

 § 81 Abs. 8 AAV gilt mit der Maßgabe, dass der erste Halbsatz lautet: „In Räumen, in 
denen giftige oder ätzende Arbeitsstoffe verwendet werden,“ 

 

65. § 107 Abs. 4 und 5 entfällt. 

 

66. § 108 Abs. 2 lautet: 

(2) Bis zum In-Kraft-Treten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die den entspre-
chenden Gegenstand regelt, gelten für das Trinkwasser § 83 Abs. 2 AAV, für Waschge-
legenheiten und Waschräume § 84 Abs. 4 zweiter Satz AAV, für Kleiderkästen und Um-
kleideräume § 86 Abs. 6 AAV, und für Aufenthaltsräume § 87 Abs. 1 letzter Satz AAV 
als Bundesgesetz. § 86 Abs. 6 gilt mit der Maßgabe, dass der erste Halbsatz lautet: „So-
fern die Arbeitskleidung bei Arbeiten stark verschmutzt wird oder die Schutzkleidung mit 
giftigen, ätzenden, leicht zersetzlichen oder ekelerregenden Arbeitsstoffen in Berührung 
kommt,“. 

 

67. § 108 Abs. 3 entfällt. 

 

68. § 109 Abs. 2 lautet: 

(2) Bis zum In-Kraft-Treten einer Verordnung nach diesem Bundesgesetz, die den entspre-
chenden Gegenstand regelt, gelten die §§ 41 Abs. 8, 59 und 60 AAV als Bundesgesetz. 

 

69. § 109 Abs. 3, 4, 5, 6 zweiter bis fünfter Satz und Abs. 7 entfällt. 

 

70. § 110 Abs. 5 entfällt. 

 

71. In § 110 Abs. 8 wird die Wortfolge „§ 16 Abs. 3 bis 11“ ersetzt durch „§ 16 Abs. 3, 4, 5 erster 
Satz und Abs. 6 bis 11“, entfällt die Wortfolge „für Arbeiten mit infektiösen Arbeitsstoffen § 53 
Abs. 1 bis 8,“ und wird nach der Wortfolge „§ 65 AAV“ die Wortfolge „mit der Maßgabe, dass in 
Abs. 9 erster Satz die Wortfolge „oder infektiösen“ entfällt“ eingefügt. 

 



72. In § 111 Abs. 1 entfällt in Z 1 die Wortfolge „§ 16 Abs. 3“, in Z 2 die Wortfolge „9 Abs. 3,“ und 
in Z 3 die Wortfolge „ , 14 Abs. 1“. 

 

73. § 112 Abs. 1a und 2 entfällt. 

 

74. In § 113 Abs. 2 wird in Z 1 am Ende der Strichpunkt durch einen Beistrich ersetzt und Folgen-
des angefügt: „mit der Maßgabe, dass in § 7 Abs. 2 der letzte Satz entfällt;“ und in Z 2 am En-
de der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und Folgendes angefügt: „mit der Maßgabe, dass in 
§ 5 Abs. 2 der letzte Satz entfällt.“ 

 

75. In § 113 Abs. 5 entfällt die Wortfolge „Druckluft- und“.  

 

76. In § 114 Abs. 4 Z 2 wird nach der Wortfolge „§ 49 AAV“ die Wortfolge „mit der Maßgabe, dass 
in Abs. 7 zweiter Halbsatz die Wortfolge „infektiösen“ entfällt,“ eingefügt. In § 114 Abs. 4 Z 7 
wird nach der Wortfolge „§§ 66 bis 72 AAV“ die Wortfolge „mit der Maßgabe, dass in §§ 70 
Abs. 1 erster Halbsatz und 71 Abs. 1 erster Halbsatz jeweils die Wortfolge „infektiöse,“ ent-
fällt,“ eingefügt. 

 

77. In § 115 entfällt Abs. 2 und 4 sowie in Abs. 3 erster Satz die Wortfolge „und 2“. 

 

78. In § 116 entfällt Abs. 3 und 4 und wird in Abs. 5 zweiter Satz die Wortfolge „einer Verordnung 
über Mindesteinsatzzeiten gemäß § 90 Abs. 2 und 5“ durch die Wortfolge „des § 82a“ ersetzt. 

 

79. § 118 Abs. 1 und Abs. 3 Z 2 entfällt. 

 

80. In § 119 Abs. 1 wird der Ausdruck „§§ 3 bis 50“ ersetzt durch den Ausdruck „§§ 3 und 4, § 5 
erster Satz sowie §§ 6 bis 50“. 

 

81. § 121 entfällt. 

 

82. § 122 Abs. 4 und 6 entfällt. 

 

83. In § 123 entfällt Abs. 1 und wird in Abs. 2 Z 1 die Wortfolge „§§ 7 bis 51“ ersetzt durch die 
Wortfolge „§§ 7, 8, 10, 11 Abs. 2 und 3, §§ 12 bis 44, 45 Abs. 1 und 2 sowie § 46“. 

 

84. In § 125 Abs. 7 entfällt am Ende der Punkt und wird folgender Halbsatz angefügt: 

 oder den Arbeitnehmern mittels eines sonstigen Datenträgers samt Ablesevorrichtung, durch 
geeignete elektronische Datenverarbeitung oder durch geeignete Telekommunikationsmittel 
zugänglich zu machen. 

 

85. In § 126 Abs. 2 wird im ersten Satz vor dem Wort „Antrag“ das Wort „begründeten“ eingefügt 
und entfällt die Z 1. 

 



86. In § 129 erster Satz entfällt am Ende der Punkt und wird folgender Halbsatz angefügt: 

 oder den Arbeitnehmern mittels eines sonstigen Datenträgers samt Ablesevorrichtung, durch 
geeignete elektronische Datenverarbeitung oder durch geeignete Telekommunikationsmittel 
zugänglich zu machen. 

 

87. In § 130 Abs. 1 Z 27 entfällt die Wortfolge „sie nicht im erforderlichen Ausmaß beschäftigt“. 

 

88. In § 130 Abs. 1 werden nach Z 27b folgende Z 27c und Z 27d eingefügt: 

27c. die Verpflichtungen betreffend Präventionszeit gemäß § 82a verletzt, 

27d. die Verpflichtungen betreffend die sonstigen Fachleute gemäß § 82b verletzt oder nicht 
dafür sorgt, dass sie in der Präventionszeit ihre gesetzlichen Aufgaben erfüllen, 

 

89. In § 130 Abs. 1 wird in der Z 31 am Ende der Beistrich durch einen Punkt ersetzt und entfällt 
die Z 32. 

 

90. In § 130 Abs. 4 erster Satz wird nach der Wortfolge „Aufforderung durch den Arbeitgeber“ die 
Wortfolge „oder das Arbeitsinspektorat“ eingefügt. 

 

91. In § 130 Abs. 4 Z 4 wird der Begriff „Schutzvorrichtung“ jeweils durch den Begriff „Schutzein-
richtung“ ersetzt. 

 

92. Dem § 130 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 7 angefügt: 

(7) Wurden Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1, 2, 3, 5 und 6 nicht im Inland begangen, 
gelten sie als an jenem Ort begangen, an dem sie festgestellt wurden. 

 

93. Dem § 131 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 7 angefügt: 

(7) Es treten 

1. mit Ablauf des 31. Dezember 2001außer Kraft: §§ 10 Abs. 2 Z 2, 40 Abs. 6 Z 1, 2 
und 5, 58 Abs. 3, 83 Abs. 3, 90 Abs. 1 Z 4 und 5 sowie Abs. 2, 3 und 4, 95 Abs. 3 Z 
1, 115 Abs. 2 und 4, 116 Abs. 3 und 4, 126 Abs. 2 Z 1, 130 Abs. 1 Z 32 in der Fas-
sung BGBl. I Nr. 70/1999; 2. mit 1. Jänner 2002 in Kraft: das Inhaltsverzeichnis zum 
7. Abschnitt, §§ 2 Abs. 8, 4 Abs. 2, 8 Abs. 2 Z 3 und 4 und Abs. 5, 10 Abs. 2 Z 3, 14 
Abs. 2 und 3, 15 Abs. 3, 31 Abs. 1, 35 Abs. 1 Z 3, 4 und 5, Abs. 2, Abs. 4 Z 2 und 3 
und Abs. 5, 37 Abs. 5, 40 Abs. 3 Z 1 und 2, Abs. 4 und 5, 41 Abs. 4 Z 1 und 2, 53 
Abs. 9, 62 Abs. 5 und 6, 68 Abs. 6, 73 Abs. 1, 77, 77a Abs. 2, 78 Abs. 3, 78a Abs. 2, 
7 und 8, 79 Abs. 2 und 3, 81 Abs. 3 Z 1, 82, 82a, 82b, 83 Abs. 4, 84 Abs. 1 bis 3 
und Abs. 4 Z 3, 88, 88a, 93 Abs. 1 Z 5 und 9 und Abs. 3, 94 Abs. 1 Z 4, 8 und 9, 95 
Abs. 3, 6 und 7, 98, 99 Abs. 3 Z 2 und 6, 101 Abs. 1 Z 3 und 4, 113 Abs. 2 Z 1 und 2 
und Abs. 5, 115 Abs. 3, 116 Abs. 5, 119 Abs. 1, 125 Abs. 7, 126 Abs. 2, 129 sowie 
130 Abs. 1 Z 27, 27c, 27d und 31, Abs. 4 erster Satz und Abs. 4 Z 4 und Abs. 7 in 
der Fassung BGBl. I Nr. 159/2001. 

 

94. § 132 lautet: 

 § 132. 

(1) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat in Durchführung dieses 
Bundesgesetzes durch Verordnung besondere Regelungen für Betriebe und Tätigkeiten 



zu erlassen, die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegen, 
soweit Abweichungen von den nach diesem Bundesgesetz erlassenen Verordnungen 
des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit oder spezifische Regelungen erforderlich 
sind. 

(2) Im Übrigen ist mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes betraut: 

1. soweit es sich um Betriebe oder Tätigkeiten handelt, die dem Bundesgesetz über 
die Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegen, der Bundesminister für Verkehr, Innova-
tion und Technologie, 

2. zur Vollziehung des § 123 Abs. 4 der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft, 

3. zur Vollziehung des § 63 Abs. 3, soweit er sich auf die Bescheinigung über die Ver-
lässlichkeit bezieht, und des § 63 Abs. 5 der Bundesminister für Inneres, 

4. im Übrigen der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit. 

 

Artikel III 

Änderung des Bauarbeitenkoordinationsgesetzes 

Das Bauarbeitenkoordinationsgesetz – BauKG, BGBl. I Nr. 37/1999, zuletzt geändert durch BGBl. I 
Nr. 136/2001, wird geändert wie folgt: 

 

1. In § 1 Abs. 3 Z 2 wird das Zitat „Bundesbediensteten-Schutzgesetz, BGBl. Nr. 164/1977“ er-
setzt durch das Zitat „Bundes-Bedienstetenschutzgesetz (B-BSG), BGBl. I Nr. 70/1999“. 

 

2. In § 2 Abs. 1, 2, 6 und 7 wird nach der Wortfolge „juristische Person“ jeweils die Wortfolge 
„oder sonstige Gesellschaft mit Rechtspersönlichkeit“ eingefügt; § 2 Abs. 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 Als Projektleiter kann auch ein fachkundiger Dritter bestellt werden, der Arbeiten im Zusam-
menhang mit dem Bauvorhaben im Auftrag des Bauherrn durchführt. 

 

3. § 3 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

 Der Bauherr kann die Aufgaben des Planungs- und Baustellenkoordinators selbst wahrneh-
men, wenn er die Voraussetzungen nach Abs. 3 erfüllt. 

 

4. § 3 Abs. 2 lautet: 

(2) Als Koordinator kann eine natürliche oder juristische Person oder sonstige Gesellschaft 
mit Rechtspersönlichkeit bestellt werden. Bei Bestellung einer juristischen Person oder 
sonstigen Gesellschaft mit Rechtspersönlichkeit hat diese eine oder mehrere natürliche 
Personen zur Wahrnehmung der Koordinationsaufgaben für sie zu benennen. § 3 Abs. 4 
dritter und vierter Satz gilt. 

 

5. § 3 Abs. 3 erster Satz lautet: 

 Als Koordinator darf nur eine Person bestellt werden, die über eine für die jeweilige Bau-
werksplanung oder Bauwerksausführung einschlägige Ausbildung und eine mindestens drei-
jährige einschlägige Berufserfahrung verfügt. 

 



6. In § 3 Abs. 3 zweiter Satz wird nach der Wortfolge „Dazu zählen insbesondere Baumeister 
und Personen,“ die Wortfolge „die eine sonstige baugewerbliche Ausbildung erfolgreich abge-
schlossen haben, sowie Personen,“ eingefügt und entfällt die Wortfolge „und die eine minde-
stens dreijährige einschlägige betriebliche Tätigkeit nachweisen können“. 

 

7. § 3 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

 Wird eine juristische Person oder sonstige Gesellschaft mit Rechtspersönlichkeit zum Koordi-
nator bestellt, müssen diese Voraussetzungen von jeder gemäß Abs. 2 benannten natürlichen 
Person erbracht werden. 

 

8. § 3 Abs. 4 werden folgender dritter und vierter Satz angefügt: 

 Die Bestellung mehrerer Personen zu nacheinander tätigen Planungs- oder Baustellenkoordi-
natoren ist zulässig. Die Bestellung mehrerer Personen zu nebeneinander tätigen Planungs- 
oder Baustellenkoordinatoren ist nur zulässig, wenn deren Verantwortungsbereiche räumlich 
klar voneinander abgegrenzt sind. 

 

9. § 3 Abs. 5 lautet: 

(5) Ist in Katastrophenfällen, bei unaufschiebbaren oder bei kurzfristig zu erledigenden Ar-
beiten eine rechtzeitige Bestellung gemäß Abs. 4 nicht möglich und müssen die Arbeiten 
aber fortgesetzt werden, so ist die Bestellung so rasch wie möglich, spätestens jedoch 
am Tag des Beginns der fortgesetzten Arbeiten, nachzuholen. 

 

10. In § 5 Abs. 3 Z 4 wird das Wort „treffen“ durch das Wort „veranlassen“ ersetzt. 

 

11. In § 5 Abs. 4 erster Satz wird nach der Wortfolge „den Bauherrn oder den Projektleiter“ die 
Wortfolge „sowie die Arbeitgeber und die allenfalls auf der Baustelle tätigen Selbständigen“ 
eingefügt. 

 

12. § 7 Abs. 3 lautet: 

(3) Der Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan muss beinhalten: 

1. die zur Festsetzung von Schutzmaßnahmen für die jeweilige Baustelle erforderli-
chen Angaben über das Baugelände und das Umfeld der Bauarbeiten, insbesonde-
re auch über mögliche Gefahren im Bereich des Baugrundes; 

2. eine Auflistung aller für die Baustelle in Aussicht genommenen Arbeiten gemäß § 2 
Abs. 3 zweiter Satz (wie zB Erdarbeiten, Abbrucharbeiten, Bauarbeiten im engeren 
Sinn, Malerarbeiten) unter Berücksichtigung ihres zeitlichen Ablaufs; 

3. die entsprechend dem zeitlichen Ablauf dieser Arbeiten und dem Baufortschritt je-
weils festgelegten Schutzmaßnahmen sowie baustellenspezifische Regelungen un-
ter Hinweis auf die jeweils anzuwendenden Arbeitnehmerschutzbestimmungen; 

4. die erforderlichen Koordinierungsmaßnahmen, Schutzmaßnahmen und Einrichtun-
gen zur Beseitigung bzw. Minimierung der gegenseitigen Gefährdungen, die durch 
das Miteinander- oder Nacheinanderarbeiten entstehen oder entstehen können; 

5. die Schutzeinrichtungen und sonstigen Einrichtungen, die für gemeinsame Nutzung 
auf der Baustelle geplant sind bzw. zur Verfügung gestellt werden; 

6. Maßnahmen bezüglich der Arbeiten, die mit besonderen Gefahren für Sicherheit 
und Gesundheit der Arbeitnehmer verbunden sind; 



7. die Festlegung, wer für die Durchführung der in Z 3 bis 6 genannten Maßnahmen 
auf der Baustelle jeweils zuständig ist. 

 

13. In § 7 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 6a eingefügt: 

(6a) Werden auf einer Baustelle, für die eine Vorankündigung gemäß § 6 nicht erforderlich 
ist, nur Arbeitnehmer eines Arbeitgebers beschäftigt, so gelten die in den für diese Bau-
stelle gemäß §§ 4 und 5 ASchG festgelegten und schriftlich festgehaltenen Maßnah-
men zur Gefahrenverhütung als Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan im Sinne die-
ses Bundesgesetzes, wenn darin die gemäß Abs. 3 erforderlichen Maßnahmen zum 
Schutz der Arbeitnehmer gegen die besonderen Gefahren, mit denen die Arbeiten auf 
dieser Baustelle verbunden sind, enthalten sind und der Mindestinhalt des Abs. 3 aus-
reichend berücksichtigt wird. Der Bauherr hat den Arbeitgeber über das Vorliegen von 
besonderen Gefahren, insbesondere im Sinne von § 7 Abs. 3 Z 1, umfassend zu infor-
mieren. 

 

14. § 8 Abs. 2 lautet: 

(2) Die Unterlage muss die zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer 
bei späteren Arbeiten wie Nutzung, Wartung, Instandhaltung, Umbauarbeiten oder Ab-
bruch erforderlichen Angaben über die Merkmale des Bauwerks (wie Zugänge, An-
schlagpunkte, Gerüstverankerungspunkte, Gas-, Wasser- und Stromleitungen) enthal-
ten, die bei späteren Arbeiten zu berücksichtigen sind. 

 

15. § 8 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt: 

 Wird das Bauwerk während der Ausführung oder nach Fertigstellung vom Bauherrn an eine 
andere natürliche oder juristische Person oder sonstige Gesellschaft mit Rechtspersönlichkeit 
übergeben, hat diese für die Aufbewahrung der Unterlage zu sorgen. 

 

16. § 10 erhält die Bezeichnung § 10 Abs. 1 und folgender Abs. 2 wird angefügt: 

(2) Wurden Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1 nicht im Inland begangen, gelten sie als 
an jenem Ort begangen, an dem sie festgestellt wurden. 

 

17. In § 11 wird nach Abs. 3 folgender Abs. 4 angefügt: 

(4) §§ 1 Abs. 3 Z 2, 2 Abs. 1, 2, 6 und 7, 3 Abs. 1 bis 5, 5 Abs. 3 Z 4 und Abs. 4, 7 Abs. 3 
und 6a, 8 Abs. 2 und 6 sowie 10 Abs. 1 und 2 in der Fassung BGBl. I Nr. 159/2001 tre-
ten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 

 

18. In § 12 wird in Abs. 3 Z 1 die Wortfolge „Wissenschaft und Verkehr“ ersetzt durch die Wortfol-
ge „Verkehr, Innovation und Technologie“ und in Abs. 3 Z 2 die Wortfolge „Arbeit, Gesundheit 
und Soziales“ durch „Wirtschaft und Arbeit“. 
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